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Drucksache V/1524 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/l — 68070 — 5328/67 


Bonn, den 9. März 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrar-/Wirtschaftspolitik in der Europäischen 
W irtschaf tsgemeinschaf t 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats über die zeitliche Verschiebung 
der Anwendung der durch die Verordnung Nr. 160/66/EWG 
des Rats vom 27, Oktober 1966 eingeführten Handelsrege- 
lung und über die Aufhebung von Artikel 2 der Verord- 
nung Nr. 167/64/EWG des Rats vom 30. Oktober 1964. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 28. Februar 1967 dem Herrn Präsi- 
denten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen; die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit einer alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat kann gerechnet werden. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Finanzen 

Strauß 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rats 
über die zeitliche Verschiebung der Anwendung der durch die 
Verordnung Nr. 160/66/EWG des Rats vom 27. Oktober 1966 
eingeführten Handelsregelung und über die Aufhebung von 
Artikel 2 der Verordnung Nr. 167/64/EWG des Rats vom 

30. Oktober 1964 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 14 Absatz (7), 28, 92 bis 94, 111 ff. und 
235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Artikel 19 Absatz (1) 2. Unterabsatz der Ver- 
ordnung Nr. 160/66/EWG des Rats vom 27. Oktober 
1966 über die Einführung einer Handelsregelung 
für bestimmte landwirtschaftliche Verarbeitungs- 
erzeugnisse wurde als Zeitpunkt für die Anwen- 
dung der genannten Regelung der 1. April 1967 fest- 
gesetzt. 

Die genannte Verordnung Nr. 160/66/EWG des 
Rats sieht vor, daß der Rat vor allem auf Grund von 
Artikel 2 Absatz (3) und (4) dieser Verordnung auf 
Vorschlag der Kommission Anwendungsbestimmun- 
gen erläßt. 

Die Abfassung dieser Vorschläge hat eine ge- 
wisse Zeit in Anspruch genommen; ferner müssen 
die Mitgliedstaaten alle erforderlichen Maßnahmen 
zur Anpassung ihrer Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften treffen, damit die Bestimmungen der ge- 
nannten Verordnung Nr. 160/66/EWG des Rats an- 
gewandt werden können; es ist daher angebracht, 
den Zeitpunkt für die Anwendung der durch die ge- 
nannten Verordnung eingeführten Handelsregelung 
auf den 1. Mai 1967 zu verschieben. 

Artikel 2 der Verordnung Nr. 167/64/EWG des 
Rats vom 30. Oktober 1964 über die Abschöpfung 
für bestimmte Mischungen von Milcherzeugnissen 
und bestimmte, Butter enthaltende Zubereitungen 
sieht bei der Einfuhr von Erzeugnissen, die unter die 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 195 
vom 28. Oktober 1966, S. 3361/66 
9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 173 
vom 31. Oktober 1964 


Tarifnr. 21.07 des Gemeinsamen Zolltarifs fallen und 
mehr als 33 Gewichtshundertteile Milchfett enthal- 
ten, die Erhebung eines zusätzlichen Abschöpfungs- 
betrags vor, der in der in diesem Artikel festgeleg- 
ten Weise berechnet wird. 

Die Bestimmungen der genannten Verordnung 
Nr. 160/66/EWG des Rats gelten für die unter die 
Tarifnr. 21.07 fallenden Waren, die Milcherzeug- 
nisse enthalten. Auf diese Waren wird bereits jetzt 
auf Grund dieser Vorschriften bei Einfuhr in die 
Mitgliedstaaten eine Abgabe erhoben, die sich aus 
einem festen und einem beweglichen Teilbetrag zu- 
sammensetzt. Der bewegliche Teilbetrag wird nach 
der Menge an Milcherzeugnissen berechnet, bei 
denen davon ausgegangen wird, daß sie bei der 
Herstellung dieser Waren verwendet wurden. 

Die durch die genannte Verordnung Nr. 160/66/ 
EWG des Rats eingeführte Handelsregelung stellt 
eine allgemeine Lösung des Problems des Handels- 
verkehrs mit landwirtschaftlichen Verarbeitungs- 
erzeugnissen dar. Sie tritt somit an die Stelle dler 
vom Rat in Artikel 2 der Verordnung Nr. 167/64/ 
EWG erlassenen Sondervorschriften für Waren, die 
unter die Tarifnr. 21.07 des Gemeinsamen Zolltarifs 
fallen und mehr als 33 Gewichtshundertteile Milch- 
fett enthalten. Zur Klarstellung der Rechtslage er- 
scheint es jedoch angebracht, das Außerkrafttreten 
des genannten Artikels 2 formell festzustellen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Bestimmungen des Artikels 19 Abs. (1) Unter- 
absatz 2 der Verordnung Nr. 160/66/EWG des Rats 
vom 27. Oktober 1966 werden wie folgt geändert: 

„Die durch diese Verordnung eingeführte Han- 
delsregelung wird jedoch ab 1. Mai 1967 ange- 
wandt." 

Artikel 2 

Artikel 2 der Verordnung Nr. 167/64/EWG des 
Rats vom 30. Oktober 1964 über die Abschöpfung 
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für bestimmte Mischungen von Mildierzeugnissen 
und bestimmte, Butter enthaltende Zubereitungen 
wird mit Anwendung der durch die Verordnung 
Nr. 160/66/EWG des Rats vom 27. Oktober 1966 ein- 
geführten Handelsregelung außer Kraft gesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Als Zeitpunkt für die Anwendung der durch die 
Verordnung Nr. 160/66/EWG des Rats vom 27. Ok- 
tober 1966 eingeführten Handelsregelung wurde in 
Artikel 19 Absatz (1) dieser Verordnung der 1. April 
1967 festgelegt. 

Die Ausarbeitung der Anwendungsbestimmungen 
der genannten Verordnung nahm jedoch wegen der 
technischen Schwierigkeiten, zu deren Lösung die 
Kommission die Mitarbeit von Vertretern der zu- 
ständigen nationalen Verwaltungen für notwendig 
hielt, recht lange Zeit in Anspruch. 

In Anbetracht der Umstände, unter denen die Vor- 
schläge der Kommission unter Mitarbeit dieser ein- 
zelstaatlichen Vertreter erstellt wurden, dürfte ihre 
Prüfung im Rat erleichtert und beschleunigt werden, 
so daß dieser in der Lage sein dürfte, diese Anwen- 
dungsvorschriften zum vorgesehenen Zeitpunkt zu 
erlassen. 

Die Mitgliedstaaten ihrerseits müssen jedoch ver- 
schiedene Maßnahmen treffen (Änderung ihres Zoll- 
tarifs, Ausarbeitung von Sondervorschriften), um 
ihre nationalen Bestimmungen den vom Rat erlasse- 
nen anzupassen und ihre Anwendung in den auf 
ihrem Staatsgebiet befindlichen Zollstellen zu er- 
möglichen. Zur Ausarbeitung und Verbreitung die- 
ser Maßnahmen ist eine ziemlich lange Zeit erfor- 
derlich, und die bis zum 1. April verbleibende Zeit- 
spanne dürfte dazu jedenfalls nicht ausreichen. 

Es scheint daher zweckmäßig, den Zeitpunkt für die 
Anwendung der durch die Verordnung Nr. 160/66/ 
EWG des Rats eingeführten Handelsregelung auf 
den 1. Mai 1967 zu verlegen. 

Diese zeitliche Verschiebung ist Gegenstand von 
Artikel 1 des vorliegenden Verordnungsvorschlags. 


2. Um zu vermeiden, daß die Bestimmungen der 
Verordnung Nr. 13/64/EWG des Rats vom 5. Februar 
1964 über die schrittweise Errichtung einer gemein- 
samen Marktorganisation für Milch und Milch- 
erzeugnisse durch den Handel mit Zubereitungen 
umgangen werden, die nicht unter Anhang II des 
Vertrags fallen, jedoch eine beträchtliche Menge an 
Butter enthalten, sieht Artikel 2 der Verordnung 
Nr. 167/64/EWG des Rats vom 30. Oktober 1964 
über die Abschöpfung für bestimmte Mischungen 
von Milcherzeugnissen und bestimmte, Butter ent- 
haltende Zubereitungen bei der Einfuhr von Erzeug- 
nissen, die unter die Tarifnr. 21.07 des Gemeinsa- 
men Zolltarifs fallen und mehr als 33 Gewichts- 
hundertteile Milchfett enthalten, die Erhebung eines 
zusätzlichen Abschöpfungsbetrags vor, der in der in 
diesem Artikel festgelegten Weise berechnet wird. 
Die durch die Verordnung Nr. 160/66/EWG des Rats 
eingeführte Handelsregelung 'stellt eine allgemeine 
Lösung des Problems des Handelsverkehrs mit land- 
wirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnissen dar, zu 
denen die unter Tarifnr. 21.07 des Gemeinsamen 
Zolltarifs fallenden Erzeugnisse mit beliebigem 
Milchfettgehalt gehören. Es ist daher davon auszu- 
gehen, daß die genannte Handelsregelung an die 
Stelle der gemäß Artikel 2 der obengenannten Ver- 
ordnung Nr. 167/64/EWG anwendbaren Sonderbe- 
stimmungen tritt. Obwohl eine formelle Aufhebung 
dieses Artikels somit nicht notwendig ist, kann es 
doch zur Klarstellung der Rechtslage, die sich aus 
dem Nebeneinanderbestehen von zweierlei Bestim- 
mungen ergibt, angebracht erscheinen, anläßlich 
des Vorschlags für eine zeitliche Verschiebung der 
Anwendung der Verordnung Nr. 160/66/EWG die 
Aufhebung von Artikel 2 durch den Rat feststellen 
zu lassen. 

Dies bildet den Gegenstand von Artikel 2 des vor- 
liegenden Verordnungsvorschlags. 
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